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von ArbeiterInnen zu erkämpfen, 
zu verteidigen und zu stärken. Die 
Erfahrung zeigt: Es braucht uns, 
weil die regierenden Parteien eben 
nicht in unserem Sinne handeln. 
Wir als Gewerkschaft müssen 
nicht auf Regierungskurs gebracht 
werden, denn der Regierungskurs 
führt nicht in unsere Richtung, son-
dern er führt in die Richtung des 
Kapitals, und das ist für uns nicht 
akzeptabel !« Frank Werneke ließ 
es sich dann nicht nehmen, zusam-
menfassend noch einmal klarzu-
stellen: »Wir sind nicht auf Regie-
rungskurs !«

In der Frage des Ukraine-Krieges 
war die Situation eine andere. In 
der Frage der Waffenlieferungen 
und der Sanktionen wollte Frank 
Werneke dem Kanzler Rückende-
ckung verschaffen.

Sicherheit und Abrüstung in einer 
Welt im Umbruch«. Dieser Antrag 
wurde bei einer Gegenstimme vom 
Gewerkschaftsrat Mitte Mai ange-
nommen.

Dagegen gab es zahlreiche Än-
derungsanträge, die dem Bundes-
kongress vorlagen. Im Zentrum bei 
ihnen stand das Nein zu den Waf-
fenlieferungen, den Sanktionen ge-
gen Russland und eine klare For-
mulierung gegen die Aufrüstung. 
Die Änderungsanträge wurden von 
der Antragskommission auf Ableh-
nung gestellt. Unfassbar war für 
viele Delegierte, dass nicht einmal 
die letztlich zu nichts verpflichten-
de Forderung: »ver.di fordert von 
der Bundesregierung, alles zu tun 
für einen sofortigen Waffenstill-
stand und die Aufnahme von Ver-
handlungen« zugelassen wurde.

46. Ausgabe | 11. Jahrgang | Nr. 3 | November 2023  

Finanzdienste, Kommunikation und Technologie, Kultur, Ver- und Entsorgung
Landesbezirk Berlin-Brandenburg

ver.di-Onlinezeitung für SeniorInnen im Fachbereich A

6. ver.di-Bundeskongress

Ein Drittel gegen den Kriegskurs
Zur Überraschung des Bundesvor-
standes standen nicht die Fragen 
der Digitalisierung, des Klima-
wandels und der Demographie im 
Zentrum, sondern die Frage der 
Position von ver.di zum Ukraine- 
Krieg. Kontrovers, intensiv und soli-
darisch haben sich die Delegierten 
dieser Diskussion gestellt. 

Aber die Kriegspolitik ist nur ein 
Teil der Politik der Bundesregie-
rung. Über 80 Prozent der Bevölke-
rung lehnen die Politik der Bundes-
regierung ab, finden aber für diese 
Ablehnung keine politische Vertre-
tung. Umso mehr erwarten viele 
ein entsprechendes Signal aus 
der Gewerkschaft. Und das Nein 
zur Regierung und ihrer Politik des 
sozialen und militärischen Krieges 
spiegelte sich in zahlreichen Re-
debeiträgen.

Schon in seinem Rechenschafts-
bericht führte Frank Werneke 
Punkt für Punkt aus, dass die Re-
gierungspolitik gegen die Interes-
sen der arbeitenden Bevölkerung 
im Land stehe. Tarifpolitik, Inflation, 
Postgesetz, öffentliche Daseins-
vorsorge…, an keiner Stelle habe 
die Gewerkschaft die Regierung 
an ihrer Seite. Und er nannte als 
Beispiel das Inflationsausgleichs-
gesetz des Bundesfinanzministers 
Christian Lindner (FDP), welches 
hauptsächlich den oberen Ein-
kommen diene und »unserem 
Gemeinwesen Einnahmenausfälle 
von insgesamt 33 Milliarden Euro« 
beschere. »Das ist das Gegenteil 
von sozialer Politik.«

In der anschließenden Aussprache 
nahmen 47 Delegierte jede Facette 
der Regierungspolitik auseinander. 
Auch der Versuch der Bundesre-
gierung, über die »Konzertierte 
Aktion« mit ihrem Vorschlag »3000 
Euro Einmalzahlung statt Tarifver-

Die Änderungsanträge wurden 
überraschend en bloc abgestimmt 
und die Debatte um die Ände-
rungsanträge per Beschluss been-
det. Die Antragskommission muss-
te also die Ablehnung einzelner 
Formulierungen nicht begründen. 
Wenn das die Höchste Form von 
Demokratie ist, habe ich etwas 
dazugelernt, aber bis heute nicht 
verstanden.

275 Delegierte, ein Drittel des 
Kongresses, stimmten gegen die 
Empfehlung der Antragskommissi-
on und 38 enthielten sich. Dieses 
Verfahren hat viele Delegierte ab-
solut verstört, was sie in persön-
lichen Erklärungen zum Ausdruck 
brachten. Dass der Kongress am 
Schluss noch dem Leitantrag folgte, 
war dann auch schon egal. Der 
Schaden war eingetreten. 

Frank Werneke hat es nicht ge-
schafft, die Gewerkschaft ver.di 
als eine geeinte Kraft hinter der 
Kriegspolitik der Regierung zu ver-
einen. Das wird Erschütterungen 
in der gesamten Organisationen 
nach sich ziehen. Die Diskussion 
wird sich nicht ersticken lassen.

Nachtrag: Jürgen Peters, ehema-
liger 1. Vorsitzender der IG Metall, 
kommentiert den ver.di-Gewerk-
schaftstag: »Die Delegierten des 
Gewerkschaftstages der ver.di 
haben sich der Debatte gestellt. 
Unabhängig von den Diskussions-
ergebnissen: Eine ermutigende 
Entwicklung. Wir als Gewerkschaf-
ten sollten unsere Möglichkeiten, 
unsere Räume stärker nutzen: für 
eine Wiederbelebung der Debatte 
um Krieg und Frieden. Weil wir den 
Frieden nicht nur wollen, sondern 
weil wir den Frieden brauchen. 
Und weil wir wieder ein wirksamer 
Teil der Friedensbewegung sein 
sollten.«

handlungen« in die Tarifautonomie 
einzugreifen und ihnen einen Re-
allohnverlust aufzuzwingen, wurde 
mehrfach kritisiert.

Eine Kollegin betonte in dieser 
Debatte, dass es der Platz der Ge-
werkschaften sei, »gegen die herr-
schenden Verhältnisse die Rechte 

Der Bundesvorstand und der Ge-
werkschaftsrat hatten sich schon 
sehr früh hinter die Politik der Waf-
fenlieferungen und Sanktionen ge-
gen Russland gestellt. Besonders 
umstritten auf dem Kongress war 
der vom Bundesvorstand und Ge-
werkschaftsrat vorgelegte Antrag 
E 084 »Perspektiven für Frieden, 

Gotthard Krupp
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Der Krieg in der Ukraine begann 
nach deutscher Zeitrechnung am 
24. Februar 2022. Und er kennt 
keine Vorgeschichte. Doch er 
war und ist von Anfang an ein 
Krieg der USA, der EU und der 
NATO gegen Russland, wobei 
die Russische Föderation den 
heißen Krieg lostrat, den Kalten 
aber nicht. Das internationale 
Filmfestival Berlinale steht an 
der Seite des ukrainischen Präsi-
denten Selenskyj: »Die Berlinale 
hat ihre Wahl getroffen, indem 
sie den Dialog hochhält. Das Kino 
aus der ganzen Welt ist zu Gast. 
Dass Filme, die mit russischer 

Unterstützung gemacht wurden, 
dieses Jahr nicht im Festival 
vertreten sind - das wissen wir zu 
schätzen.«
Der politische Druck auf die Kultur 
wächst in der »Zeitenwende« 
und der »wertebasierten« Politik 
Deutschlands, deren herrschende 
Eliten klar Freund und Feind in 
der Welt benennen. Wenn die 
Geschäftsführerin des Berliner 
Filmfestivals ihre Solidarität mit 
den Toten und Opfern in der 
Ukraine äußert, ist das richtig. 
Schriftlich befragt, ob sie damit 
auch die Opfer in der Ostukraine 
(14 000 laut OESZE bis 2022) 

in diese Solidarität einschließt, 
bleibt sie ohne Antwort. Selbst 
jetzt, auf nochmaliger aktuellen 
Nachfrage, da die Berlinale ja im 
Februar stattfand, gab es bis zum 
Redaktionsschluss keine Reaktion 
von den Verantwortlichen. Wort-
los ist ihre Stellungnahme auch 
zu den Presse-, Medien- und Kul-
turgesetzen in der Westukraine, 
die an Demokratiefeindlichkeit 
ihresgleichen suchen.
Bleibt uns die Frankfurter 
Buchmesse und der geladene 
Festredner Slavoj Zizek (Beruf 
Philosoph) der sich erlaubte, 
die Welt aus zwei Seiten zu be-
trachten. Er hat Israel und die 
Hamas gewürdigt. Das war vielen 
zu viel. Zizek: »Ich bin erstaunt, 
dass ein Wort wie ›Aber‹ das doch 

stets der Beginn eines Dialogs 
markiert, an einem Ort wie der 
Buchmesse ein Problem ist.«

Das Gute zum Schluss: Ende Juni 
2023 haben sich in Westminster 
Verfechter der Meinungsfreiheit zu 
einem ersten Treffen versammelt. 
Ihre persönlichen Ansichten 
sind so unterschiedlich wie es 
sein soll. In einem aber sind sie 
sich einig: »Meinungsfreiheit ist 
die Grundlage für ein sinnvolles 
Leben und eine blühende 
Menschheit – durch Kunst, 
Poesie, Drama, Geschichten, 
Philosophie, Gesang und vieles 
mehr.« Tausende haben diese 
»Westminster-Erklärung« schon 
geteilt. Offener Diskurs – da will 
ich hin!

Politikdruck auf die Kultur
Gerhard Manthey

Kommentar

21 Kriege und 216 bewaffnete mi-
litärische Auseinandersetzungen 
bedrohen aktuell die Welt (Heidel-
berger Institut für Internationale 
Konfliktforschung). Die Gefahr ei-
ner Ausweitung des Krieges in der 
Ukraine bis hin zu einem Atomkrieg 
wächst von Tag zu Tag. Täglich 
sterben unschuldige Menschen. 
Wir sind besorgt um unsere Zu-
kunft, die Zukunft unserer Kinder 
und Enkelkinder. Wir brauchen eine 
Kultur des Friedens und eine ge-
meinsame Sicherheit.
Anstatt auf Deeskalation und Diplo-
matie zu setzen, liefert die Bundes-
regierung immer mehr Waffen und 
rüstet massiv auf. Große Teile der 
Politik und Medien militarisieren 
die Gesellschaft. Erstmals wird 
Deutschland das Zwei-Prozent-Ziel 
(nach NATO-Kriterien) erreichen. 
Mit 85,5 Milliarden Euro sind die 
Militärausgaben 2024 die größten 
seit Bestehen der Bundesrepublik. 
Das Gesundheitswesen, die Infra-
struktur, Unterstützung für Kinder 
und bezahlbare Mieten, Bildung, 
Wissenschaft und Ausbildung sind 
dagegen durch dramatische Mit-
telkürzungen bedroht. Für immer 
mehr Menschen zeichnet sich eine 
soziale und ökonomische Katastro-
phe ab. Dazu tragen in erheblichem 
Maße auch die Sanktionen gegen 
Russland bei, die die Menschen 

im globalen Süden, in Europa und 
in Deutschland treffen: Inflation, 
gestiegene Energie- und Lebens-
mittelpreise sowie Reallohnverlust 
treffen die Bevölkerungen, vor 
allem deren ärmere Teile, und ge-
fährden die industrielle Entwicklung 
auch in unserem Land. Im globalen 
Süden drohen Hungerkrisen, weil 
Getreide, Mais, Pflanzenöl und 
Düngemittel nicht mehr ankommen 
und die Preise massiv gestiegen 
sind.

Es ist höchste Zeit für eine Frie-
denspolitik in der Ukraine, in Eu-
ropa und weltweit. Im Vorfeld des 
Krieges in der Ukraine wurden 
Warnungen ignoriert und Lehren 
zur Kriegsvermeidung missach-
tet. Wir müssen die Rutschbahn 
in Richtung 3. Weltkrieg und in 
ein soziales, ökonomisches und 
ökologisches Desaster stoppen. 
»Der Frieden ist nicht alles, aber 
alles ist ohne den Frieden nichts.« 
[Willy Brandt) Nur im Frieden und 
nur durch gemeinsame globale An-
strengungen sind soziale Entwick-
lung, Schutz von Klima und Natur 
und eine lebenswerte Zukunft für 
alle möglich.

Wir verurteilen den russischen Ein-
marsch vom 24. Februar 2022 in 
die Ukraine. Ebenso verurteilen wir
auch die vorangegangenen Ver-

tragsbrüche und nicht eingehal-
tenen Zusagen der NATO-Staaten. 
Die ukrainische Bevölkerung 
braucht unsere Solidarität. Ein Waf-
fenstillstand und Verhandlungen 
zur Beendigung des Krieges statt 
einer weiteren Eskalation sind in 
ihrem Interesse. Das Töten und 
Blutvergießen und die Zerstörung 
des Landes und der Umwelt müs-
sen umgehend gestoppt werden. 
Verhandlungslösungen und Pläne 
liegen auf dem Tisch. Verhandeln 
heißt nicht kapitulieren, sondern 
Lösungen für komplizierte Heraus-
forderungen finden!

Wir fordern von der Bundesregie-
rung ein Ende der ungehemmten 
Aufrüstung sowie eine sofortige 
Vermittlung für Waffenstillstand 
und Friedensverhandlungen. Sie 
muss eigene diplomatische Initia-
tiven entwickeln und bestehende 
Friedensvorschläge unterstützen 
– besonders die des globalen Sü-
dens.

Es gibt keinen Grund, sich von der 
Entspannungspolitik zu distanzie-
ren. Das Versagen liegt vielmehr 
darin, dass sie 1990 nicht zur 
Leitidee des neuen Europas wei-
terentwickelt wurde. Wir treten ein 
für eine neue Entspannungspolitik 
und für Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung.

Aufruf der Ukraine-Initiative

Die Waffen nieder
Initiatoren des Aufrufs 
»Die Waffen nieder«: 
Yusuf As, Reiner Braun, Claudia 
Haydt, Andreas Grünwald, Rita-Sybille 
Heinrich, Jutta Kausch-Henken, Ralf 
Krämer, Willi van Ooyen, Christof 
Ostheimer, Hanna Rothe und Peter 
Wahl

Weitere Unterzeichner 
(Auswahl): 
Dr. Franz Alt, Baden-Baden; Dr. Dit-
mar Bartsch, Rostock, MdB; Rolf 
Becker, ver.di, Hamburg; Norbert 
Birkwald, Mörfelden; Prof. Dr. Peter 
Brandt, Berlin; Dr. Michael Brie, Berlin; 
Prof. Dr. Christoph Buttewegge, Köln;  
Sevim Dağdelen, Bochum, MdB; 
Daniela Dahn, Berlin;  Fabio De Masi, 
Hamburg; Renan Demikan, Windeck; 
Katja Ebstein, München; Prof. Dr. Hajo 
Funke, Berlin; Peter Franke, Berlin; 
Silvia Gingold, Kassel;  Harri 
Grünberg, Berlin; Kerstin Kaiser, 
Straußberg; Alexander King, Berlin; 
Dr. Gregor Gysi, Berlin; Andrej Hunko, 
Aachen, MdB; Dr. Margot Käßmann, 
Hannover; Prof. Dr. Gabriele 
Krone-Schmalz, Köln; Gotthard Krupp, 
ver.di, Berlin; Oskar Lafontaine, Mezig; 
Prof. Dr. Birgit Mahnkopf, Berlin; Pablo 
Miró, Berlin; Dr. Hans Misselwitz, 
Berlin; Ruth Misselwitz, Berlin; Amira 
Mohamed Ali, Oldenburg, MdB; 
Pof. Dr. Norman Paech, Hamburg; 
Dr. Artur Pech, Sören Pellmann, Leip-
zig, MdB; Christiane Reymann, Berlin; 
Wiltrud Rösch-Metzler, Stuttgart; 
Dr. Ingar Solty, Berlin; Dr. Michael 
von der Schulenburg, Wien; Hannes 
Wader, Bielefeld; Sahra Wagenknecht, 
Merzig; Dr. Alexandra Wagner, Berlin; 
Burkard Zimmermann, Berlin; Dirk 
Zöllner, Berlin
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Mathias Döpfner, Herr des Hauses 
Springer, weilte nicht in der Nähe 
Neapels, um dort die Grotte der 
Sibylle von Cumae zu besuchen- 
Doch seine Prophezeiungen zum 
Journalismus sind eines Orakels 
würdig: »Wenn wir es richtig ma-
chen, wird Journalismus wie ein 
Phönix aus der Asche steigen.« 
Und in Bezug auf den Einsatz 
künstlicher Intelligenz (KI) sieht er 
die Wiedergeburt der Zeitung. Die 
meiste Arbeit von Journalisten wer-
de künftig KI übernehmen. Hinter 
der Bezahlschranke seines defizi-
tären Zeitungsflaggschiffs »Welt« 
schreibt er: »KI wird Journalisten 
entweder überflüssig oder besser 
machen.« (Das gibt zu denken.) 

Es gehe um alles oder nichts. Ein 
neues Niveau der Qualität, der 
Relevanz und der wirtschaftlichen 
Attraktivität – oder der Untergang. 
Und so wie die Sibylle von Cumae 
dem späteren römischen Kaiser 
Claudius seine Caesarenzeit ora-
kelte, endet Axel Caesars Mund 
Mathias Döpfners leidenschaftliche 
Prognose für Digital-Publisher: 
»KI könne helfen, Zeitungen und 
Zeitschrift etwas länger renta-
bel zu produzieren als ohne KI.« 
Sein Abschluss-Credo: »Wir müs-
sen Geld in Geist investieren!« 
 
Bei dieser Aussage des begeister-
ten KI-Anhängers Döpfner können 
wir inhaltlich davon ausgehen, 
dass er damit nicht oder doch die 
»BILD«-Zeitung gemeint hat? Auf 
jeden Fall bei dem »Geld in Geist 
investieren«, nicht das eigene Ka-
pital im Blick hatte, sondern das 
von den bisherigen Sponsoren 
einer Verleger-Existenz: Den Be-
schäftigten – so lange sie es noch 
gibt – und die Subventionen der 
Regierungen. Künftig, den allum-
fassenden Konsumenten jeglicher 
Ware. So schön es wäre, mit Häme 
das Verleger-Lied »Lerne klagen 
ohne zu leiden« auf einem Pod-
cast in die Tarifverhandlungen mit 
den Gewerkschaften zu senden, so 
müssen sich Journalistinnen und 
Journalisten ernsthaft die Frage 
stellen: »Bin ich ein Robot?«

Hat ein Influenzer eine Chroni-
sten-Pflicht? Sammeln Redak-
teurInnen Informationen, Texte, 
Nachrichten, recherchieren die 
Quellen, sichten und ordnen sie 

und veröffentlichen unter Wah-
rung des Pressekodex des Deut-
schen Presserates oder sind sie 
Durchlauferhitzer eines nicht 
verifizierbaren Konglomerates  
aus marketingorientiertem Info-
tainment, KI-gesammelter rele-
vanter Stimmungslagen aus dem 
Suchmaschinen-Universum und 
Schnellabfrgen über Apps, welche 
Gemütslage bei den diversen Ge-
nerationen Z, Klebstoff-Futuristen 
und Geriatrie-Presse vorherrscht, 
um die entsprechende Click-By-
te-Strategie mit dem Chefredakteur 
abzustimmen?

Ernsthaft: Beim Übergang vom 
Bleisatz zum Fotosatz und spä-
terem redaktionellem rechner-
gesteuerten Textsystem, wurden 
Schriftsetzer ihres Berufsbildes 
beraubt, JournalistInnen zu Texter-
fassern, Grafikern, Layoutern. Die 
damaligen Forschungen ergaben, 
dass die rein journalistischen Auf-
gaben in den Hintergrund gedrängt 
wurden. Weniger Recherche vor 
Ort, keine Zeit das Gesammelte zu 
überdenken, sondern online zwei 
Sekunden nach Mikrofonschluss in 
das System zu hacken. Vorgefertig-
te Texte zu verwenden. Mit schwin-
denden Profitraten der Verleger ka-
men die personellen Kahlschläge 
der Redaktionen hinzu. Drastische 
Reduzierung der journalistischen 
MitarbeiterInnen und ihrer Be-
schäftigungsbedingungen.

Was steht also für Journalisten 
im Verleger-Pflichtenheft? Tra-
ditionelle Redaktionsabläufe 
sind KI-gestützt. Das Sammeln, 
Sichten, Ordnen vorhandener In-
formationen aus dem Netz macht 
der Robot. Das sogenannte »Do-
or-Keeping« (Wo kommt was her, 
wo soll was hin und wessen über-
prüften Inhalts ist es?) kann dabei 
auf der Strecke bleiben: Personal-
mangel oder gewollter Redaktions-
ablauf. Faktenüberprüfung ist auch 
so ein Verlegervorschlag. Wessen 
Fakten? Die aus der Suchmaschine 
kommen, oder aus der überprüften 
Statistik der Originalquelle?

Orthographie darf die KI machen. 
Aber Übersetzung? Da wäre es 
doch wichtig, in welcher Sprache 
kam die Originalmeldung an? Vom 
Französischen ins Portugisische 
und dann ins Englische? Wer ein-

mal Verhandlungen mit mehrspra-
chigen Simultanübersetzungen 
mitmachte, weiß, wo das Problem 
für die Faktentreue liegt.

Eine Bildauswahl einer KI zu über-
lassen geht schon gar nicht. Gefühl 
für den Moment, den das Bild be-
schreibt im Kontext zur Nachricht 
und mit überprüfter Quellenlage 
wäre journalistisch wertvoll, dem 
Verleger eventuell zu teuer. Re-
digieren einem KI zu überlassen, 
hieße das inhaltliche »Auf den 

Gerhard Manthey

Punkt bringen« einer Algorithmus-
institution beizubringen. Was sagt 
Herr Döpfner an dieser Stelle zur 
Implantation der KI in die Redak-
tion? »Wenn wir versuchen, diese 
Entwicklung zu blockieren, um 
Arbeitsplätze zu schützen, reiten 
wir ein totes Pferd – und uns, die 
Medienbranche in den Untergang.« 
Ohne Gewinn kein Journalismus!? 
Höchste Zeit, dass die betroffene 
JournalistInnen in den Redaktionen 
ihren Verstand einschalten bevor 
die KI und der Verleger dies tun.

Ein Hamburger Kollege schickte mir zwei Links zu Seiten, auf 
denen ich KI und Chat GPT ausprobieren konnte. Da wollte ich 
doch wissen, was diese sogenannte »Künstliche Intelligenz« 
wirklich leistet. In einer Maske gab ich meine Frage ein und in 
wenigen Sekunden bekam ich eine Antwort, die mich erstaunte.
Meine Frage war, wer die SenisorInnenzeitung »Die Querköppe« 
herausbringt und worüber sie berichtet. Nach wenigen Sekunden 
kam die Antwort, und zwar genau so:

KI (Künstliche Intelligenz) und Chat GPT*

Wir wollten's wissen
Peter Asmussen

»Die Querköppe ist eine satirische Zeitschrift, die von der Ver-
einten Dienstleistungsgewerkschaft  herausgegeben wird. Sie 

wird von einem Team von Redakteuren und Mitarbeitern erstellt, die 
für die Inhalte und den Humor der Zeitschrift verantwortlich sind. 
Die »Querköppe“ ist unabhängig von der ver.di-Zeitung und 
hat ihren eigenen Stil und ihre eigene Ausrichtung. Sie rich-
tet sich an Gewerkschaftsmitglieder und andere Interessierte 
und behandelt Themen wie Arbeitspolitik, soziale Gerechtigkeit 
und Gewerkschaftsarbeit auf humorvolle und satirische Weise. 
Die Zeitschrift wird von einem Redaktionsteam erstellt, das aus 
professionellen Journalisten und Satirikern besteht. Sie sind ver-
antwortlich für die Auswahl und Bearbeitung der Artikel, Cartoons 
und anderer Inhalte, die in der Zeitschrift veröffentlicht werden. 
Die Querköppe hat eine lange Tradition und wird seit vielen Jah-
ren von ver.di herausgegeben. Sie ist ein wichtiger Bestandteil der 
gewerkschaftlichen Kommunikation und bietet den Mitgliedern eine 
unterhaltsame und informative Lektüre. Die Zeitschrift hat ihre eige-
ne Redaktion und ihre eigenen Autoren, die für die Inhalte und den 
Stil der Zeitschrift verantwortlich sind. Es ist wichtig anzumerken, «dass die »Querköppe“ eine eigenständige Veröffentlichung ist 
und nicht direkt von ver.di kontrolliert wird. (sic.)

Logisch, dass der Text in dieser Form nicht erscheinen dürfte. Er 
enthält falsche Informationen. Wir verstehen uns nicht als »satirische 
Zeitschrift«, okay – das ist Ansichtssache. In der Redaktion sind 
nicht nur professionelle Journalisten und Satiriker, sonderm auch 
ehemalige Schriftsetzer und Kollegen aus der papierverarbeitenden 
Industrie. Und verantwortlich sind sie nur, wenn sie unter eigenem 
Namen veröffentlichen. Ansonsten ist der zuständige hauptamtliche 
Leiter des ver.di-Fachbereichs A presserechtlich verantwortlich. 
Trotzdem: Ein beachtliches und auch erschreckendes Ergebnis, 
oder? (Beachte auch nebenstenenden Artikel !)

* ChatGPT = Generative Pre-trained Transformer
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»Damit Sie dieses Papier schnell in 
Händen haben, verzichte ich heute 
auf eine ausführliche Wiedergabe. 
Deshalb die Beschränkung auf die 
ersten zwei Seiten des Textes. Auf 
Kommentierung kann ich verzich-
ten.« Die Texte sprechen für sich 
selbst und gegen das Demokratie-
verständnis der ARD.
Auf den Seiten 3 und 4 lesen wir 
das Folgende:
»Glossar Berichterstattung Nahost-
konflikt (zur internen Nutzung)
Wie macht es die Tagesschau? 
(E-Mail-Auszüge, 9.10.2023)
»(…) nach unserem Austausch in 
der 10:30 Uhr heute noch mal ein 
Blick auf die Formulierungen in 
der Berichterstattung über Nahost. 
Wie bereits gestern geschrieben, 
müssen wir das von Tag zu Tag 
anschauen, beispielsweise ob und 
wie wir das Wort ›Krieg‹ verwen-
den. Heute gibt es diese Hinweise 
und Bitten:
Wir sprechen weiterhin von ›An-
griff/en aus Gaza auf Israel‹ oder 
›Terrorangriff/e auf Israel‹. Es kann 
aber auch ›Krieg gegen Israel‹ ver-
wendet werden.
Was unbedingt vermieden werden 
muss, sind Worte wie ›Gewaltspira-
le‹ – und auch ›Eskalation in Nah-
ost‹ beschreibt die aktuelle Lage 
seit Samstag nicht ausreichend. 
Die Situation ist komplexer.
Bitte passt auch auf wie wir das 
Wort ›Angriff‹ genau verwenden: 
In dieser Situation sind es ›Gegen-
angriffe von Israel auf Gaza‹. Es ist 
verkürzt zu sagen oder schreiben 
›Angriffe auf Israel und Gaza‹.«
(…)
»Als Reminder zudem die Rund-
mail von gestern:
Unsere AG Sprache beschäftigt 
sich in diesen Tagen noch mal 
intensiv mit Begriffen und Be-
schreibungen zur Nahost-Bericht-
erstattung. Das Team macht das 

netterweise gerade in und zwi-
schen den Schichten. Deshalb ist 
das erstmal eine schnelle Über-
sicht, die XXXX (Name anonymi-
siert) gerade übermittelt hat. Und 
sie hilft uns schon mal sehr weiter! 
Bitte alle, die bei uns schreiben und 
oder moderieren einmal die Bei-
spiele unten durchlesen. Damit ver-
meiden wir Missverständnisse oder 
Fehler. Außerdem bei Übernahme 
von Agenturtexten bitte genau 
überlegen, ob die Formulierungen 
von dpa und Co. korrekt sind. Die 
Kolleginnen und Kollegen machen 
auch nicht immer alles richtig…«

(…)
»Hamas-›Kämpfer‹ bitte vermei-
den!
Wie bereits von der Chefredaktion 
festgelegt, sollten wir nicht euphe-
mistisch von Hamas-›Kämpfern‹, 
sondern von Terroristen schreiben 
und sprechen. Als Synonyme bie-
ten sich ›militante Islamisten‹, ›mi-
litante Palästinenser‹. ›Terrormiliz‹ 
oder ähnliches an.
Die antisemitische Hamas wird in-
ternational weitgehend als terroris-
tische Organisation eingestuft.

Auch unterscheidet die Hamas – im 
Gegensatz zur israelischen Armee 
– in ihren Aktionen nicht zwischen 
militärischen Zielen und Zivilisten. 
Erklärtes Ziel der Hamas ist viel-
mehr die ›Vernichtung Israels‹. 
Dazu bedient sie sich terroristi-
scher Mittel, etwa durch das Ver-
üben von Anschlägen, wahllosen 
Raketenbeschuss und ähnliches.

Gleiches gilt für Mitglieder des ›Is-
lamischen Dschihad‹, die an dem 
Hamas-Angriff beteiligt sind.

(Glossar Berichterstattung Nahost-
konflikt (zur internen Nutzung)
Radikaler Islam, Islamismus, mili-
tanter Islamismus

Die Hamas ist klar islamistisch aus-
gerichtet – ihr Ziel ist die Errichtung 
eines islamischen Staates.
Dieses Ziel teilen aber auch is-
lamistische Organisationen, die 
nicht auf Terror setzen – etwa die 
Muslimbrüder in Ägypten oder 
die Ennahda-Partei in Tunesien. 
Die Hamas dagegen will dieses 
Ziel mit Gewalt durchsetzen. Wir 
empfehlen daher die Begriffe ›mi-
litant-islamistisch‹ oder ›militante 
Islamisten‹. Den Begriff Islamisten 
solo zu setzen, ist aber nicht falsch.
Bitte die ›Gewaltspirale‹ vermeiden
Die Floskel sagt wenig aus und 
geht in der Regel an den Realitäten 
vorbei. Im aktuellen Fall hat die 
Hamas Israel überraschend ange-
griffen – wir sollten daher auch vom 
›Hamas-Angriff auf Israel‹ oder 
vom ›Angriff auf Israel‹ sprechen 
und schreiben.

Aktion und Reaktion

Mit der mutmaßlichen harten Re-
aktion der israelischen Armee wird 
sich in den kommenden Tagen der 
Fokus und damit auch unsere Be-
richterstattung auf den Gazastrei-
fen und das Leid der dortigen Be-
völkerung verschieben. Wir sollten 
dabei aber nicht ausblenden, dass 
die Hamas den aktuellen Konflikt 
begonnen hat.

Wer greift was an?

Die israelische Armee fliegt als Re-
aktion Angriffe im Gaza-Streifen. 
Ziele waren in der Vergangenheit 
stets militärische Einrichtungen 
der Hamas. Oft sterben dabei viele 
Zivilisten – die Hamas nutzt diese 
oft als menschliche Schutzschilde. 
Dennoch sollten wir stets klarma-
chen, dass es sich in der Regel 
um Angriffe auf militärische Ziele 
handelt.

In diesem Zusammenhang sollten 
wir auch auf die immer wieder 
auftauchenden euphemistischen 
›Luftschläge‹ verzichten. Es han-
delt sich um Angriffe mit Raketen 
und Kampfjets.«

Dank an die NachDenkSeiten für die 
Überlassung des Artikels, der erstmals 
am 27. Oktober 2023 erschien

Sprachregelung der ARD
Nah-Ost-Konflikt I

Albrecht Müller

Öffentlicher Auftrag ?
Nur mit Tarif !

Das Prinzip ist einfach: Ein 
Unternehmen darf einen öffent-
lichen Auftrag – und damit 
Steuergelder – nur dann erhalten, 
wenn es tarifgebunden ist oder 
den maßgeblichen Tarifvertrag 
anwendet. Die Gewerkschaften 
kämpfen schon seit Langem für die 
Tariftreue bei der Auftragsvergabe

.Geht der Staat mit gutem Beispiel 
voran und achtet beim Einkauf 
auf die Arbeitsbedingungen bei 
den beauftragten Unternehmen, 
statt nur das billigste Angebot zu 
wählen, stärkt dies mittelbar auch 
unser Tarifsystem. Tarifgebundene 
Unternehmen werden vor Wett-
bewerbsverzerrungen durch Lohn-
dumping geschützt und vorhandene 
Tarifstandards gesichert.

Nur noch 52 Prozent der Beschäf-
tigten arbeiten unter dem Schutz 
eines Tarifvertrags. Maßnahmen 
zur Stärkung der Tarifbindung sind 
also dringend geboten – und der 
Staat kann etwas dafür tun.

Laut Schätzungen von OECD und 
dem Wirtschaftsministerium vergibt 
der deutsche Staat öffentliche Auf-
träge im Volumen von 300 bis 500 
Milliarden Euro – pro Jahr! Die wirt-
schaftliche Gestaltungskraft des 
Staates ist also groß. Nun plant 
die Bundesregierung, die Tariftreue 
bei der Vergabe von Aufträgen des 
Bundes einzuführen. Wir sagen: 
Gut so!

Neuere Entwicklungen des EU-
Rechts machen die Tariftreue 
möglich. Wer jetzt noch mit 
Verweis auf die früher restriktive 
Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs  die Europarechtskon-
formität anzweifelt, ignoriert das 
neue EU-Recht. Die Aufnahme 
sozialer Kriterien in die EU-Ver-
gaberichtlinie 2014, die Reform 
der Entsende-Richtlinie 2018 und 
neuere EuGH-Urteile machen die 
Wiedereinführung starker Tarif-
treueklauseln bei der Vergabe mög-
lich. Tariftreue ist nicht »vergabe-
fremd«.
Der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften haben sich positio-
niert. Auf der Fachtagung von DGB 
und FES »Öffentlicher Auftrag? 
Nur mit Tarif!« diskutierten sie am 
12. Mai mit Verbänden, Wissen-
schaft, Arbeitgebern und dem 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, wie ein Bundestariftreue-
gesetz idealerweise aussieht.

Man soll nichts dem Zufall überlassen und schon gar nicht dem 
Verstand der eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. So denkt 
offensichtlich die Spitze der öffentlich-rechtlichen und von uns Bei-
tragszahlern bezahlten ARD. Mir liegt ein Papier vor mit dem Titel 
»Glossar Berichterstattung Nahostkonflikt. Zur internen Nutzung. 
Stand 18.10.2023« – Dieses soll offensichtlich dazu dienen, die Jour-
nalistinnen und Journalisten der in der ARD zusammengeschlos-
senen Sendeanstalten auf eine der Sprachregelung entsprechenden 
Berichterstattung und Kommentierung zu trimmen. 
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Der Rundfunk ist seit seinem Be-
stehen in vielfacher Form auch 
Dienstleister, heute noch. Da wä-
ren die Zeitansagen; meist vor 
Beginn neuer Sendungen und 
für viele Menschen besonders 
morgens - etwa alle drei Minu-
ten. Zeitzeichen sind meist drei, 
vier Töne, die zur vollen Stunde 
(vor den Nachrichten) eine Zäsur 
bilden. Diese Zeitzeichen sind 
und waren für viele Betriebe und 
Institutionen eine Möglichkeit, 
Gerätschaften, mechanische 
Uhren, Messinstrumente oder 
andere Zeitmesser genauestens 
einzupegeln. Gegenwärtig ist 
das nicht mehr ganz so erfor-
derlich wie vor etwa 50 Jahren 
und davor. Heutzutage ist das 
Zeitzeichen nicht mehr so ganz 
auf die hundertste Sekunde ga-
rantiert, weil durch digitale Über-
tragungen kleine Zeitverzöge-
rungen auftreten können.
Radio DDR sendete zu bestimm-
ten Zeiten auch unterschiedliche 
Zeitzeichen. Um 13:00 Uhr zum 
Beispiel in einer Länge von 30 
Sekunden in mehreren Interva-
llen. Der jeweils letzte Ton gab 
dann immer die volle Stunde an, 
was die Radiosprecher immer mit 
dem Satz bestätigten: »Mit dem 
letzten Ton des Zeitzeichens 
war es 13 Uhr«. Die Zeitzeichen 
kamen per Standleitung für die 
DDR-Rundfunksender aus dem 
Geodätischen Institut Potsdam. 
Der Wetterbericht im Radio war 
und ist nicht wegzudenken. Bis 
etwa vor gut 30 und mehr Jahren 
gehörten zur Dienstleistung des 
DDR-Rundfunks die Bekannt-
gabe der Wasserstände und 
Tauchtiefen von Oder, Elbe und 
Saale sowie wichtiger Kanäle 
und Wasserstraßen: werktäglich 
um 11:55 Uhr auf Radio DDR I. 

Der Deutschlandsender verkün-
dete zu bestimmten Zeiten – 
meist auf den Kurzwellen – den 
Seewetterbericht für die Ost-
see- und Nordseefischerei. Ein 
anderer Informationsweg war 
aufgrund fehlender technischer 
Ausrüstungen der Nutzer – also 
Binnenschifffahrt und kleiner 
Fischfangunternehmen – nicht 
möglich.
Als in den 1960er und 1970er 
Jahren die Energieversorgung 
in der DDR kritisch war, wurden 
von Regierungsseite Elektrover-
sorgungsstufen verfügt, nach 
denen sich die Industrie beim 
Strombezug zu richten hatte. Sie 
waren tagtäglich unterschied-
lich – je nach Energielage. Der 
DDR-Rundfunk nannte sie werk-
täglich zu bestimmten Zeiten im 
Anschluss an die Nachrichten.
Unter dem Titel »ZeitZeichen« 
läuft seit 1972 im Westdeutschen 
Rundfunk eine tägliche Sende-
reihe, die an Ereignisse aus 
Politik, Sport, Kultur und Wis-
senschaft erinnert – jedes 
Datum ist 15 Minuten lang ein 
Stück Geschichte. Täglich zu 
hören leider nur im Sendegebiet 
Nordrhein-Westfalens auf 
WDR 3 und 5 (17:15 und 9:45 
Uhr) sowie im Saarländischen 
Rundfunk. Der rbb hat täglich 
eine ähnliche Sendung in seinem 
Radioprogramm rbb-Kultur – 
täglich 9:30 Uhr – unter dem Titel 
»Der Stichtag«.
Die wichtigsten Dienstleistungen 
des Rundfunks sind neben dem 
Zeitzeichen vor allem seit Anbe-
ginn der Wetterbericht und seit 
den 1970er Jahren in den Mor-
genstunden bis in den. Abend hi-
nein der Verkehrsservice. Ohne 
beiden würden uns etwas fehlen.

100 Jahre deutscher Rundfunk

1923 2023

Wolfhard Besser

Redaktion vom ver.di-Landesvorstand reglementiert

Nachdenken unerwünscht ?

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
heute sende ich keine Einladung zu 
einer Sitzung, vor Ort oder als Vi-
deokonferenz. Ich sende in diesen 
Zeilen meine Sicht zum Nichter-
scheinen des Newsletters 55+ ab 
September 2023.
Was war geschehen? Es wurde von 
einer kleinen Gruppe von Mitglie-
dern des Reaktionsteams moniert, 
dass die aktiv an der Redaktions-
sitzung Teilnehmenden öfters auf 
Beiträge aus den NachDenkSeiten 
hingewiesen haben. 
Wir haben unseren mündigen Le-
serinnen und Leser ein Angebot 
gemacht und sie nicht gezwungen 
diese Beiträge zu lesen.
Wir als aktives Reaktionsteam ha-
ben keine Hinweise bekommen, 
dass die Beiträge, auf die wir als 
Link hingewiesen haben, fehler-
hafte Informationen liefern.
Wir haben aus der Leserschaft kei-
ne Hinweise erhalten diese Infor-
mationsquelle nicht zu nutzen.
Von einer Leserin haben wir eine 
Mitteilung erhalten, dass die He-
rausgeber der NachDenkSeiten 
Verschwörungstheorien verbreiten. 
Dieses wurde in mehrfachen Zi-
taten aus einer Wikipedia - Seite 
aufgezeigt. Dabei ging es nicht um 
Inhalte unserer zitierten Links. 
In einer Hybrid – Videoredaktions-
konferenz im ver.di Haus am 28.02 
2023 waren 10 Interessierte Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer, teils 
persönlich, teils als Videoteilneh-
mer anwesend. Über diese Proble-
matik wurde diskutiert und nachher 
abgestimmt: 
Es werden keine Quellen ausge-
schlossen, die Inhalte aber geprüft.

Das war die überwiegende Mei-
nung der Beteiligten.
Eine kleine Minderheit von weni-
gen Personen (4 ?) war aber of-
fenbar mit der Entscheidung nicht 
zufrieden und wandten sich an die 
Fachbereichsleitung A. Von dort 
ging dann die Anweisung an (...), er 
solle uns mitteilen, dass nicht mehr 
die NachDenkSeiten als Quelle 
verwendet werden soll, das würde 
ja ein schlechtes Bild auf die Ge-
werkschaft werfen und man wolle 
keine Auseinandersetzung darüber 
in der Öffentlichkeit. (Frage: wovor 
hat man Angst?)
Das  empfinde ich als einen 
Maulkorberlass und habe daher 
meine Mitarbeit am Newsletter 55+ 
eingestellt. Ich finde es wichtig, 
auch über den Tellerrand zu schau-
en und nicht nur gewerkschaft-
liche, SPD-freundliche und weitere 
weichgespülte Quellen den Lesern 
anzubieten. 
Als ich gerade unterwegs war, hat 
(...) versucht, mir ihre Meinung zum 
Verbot der NachDenkSeiten in un-
serem Newsletter zu erklären, das 
kann ich  als ihre Position respek-
tieren, ist aber nicht meine Welt. 
Ich lass mir nicht meine Meinung 
verbieten. 
Die Spitze ist, dass ein Newsletter 
55+ August 2023 erschienen ist,  – 
von wem eigentlich legitimiert?  – 
der genau dem Maulkorberlass von 
oben entspricht. 
Es gibt leider genug Probleme, 
Ungerechtigkeit, Demokratiege-
fährdung, der man aktiv entgegen-
treten muss, statt Meinungsvielfalt 
mit Verboten einzuengen und en-
gagierten Kollegen vor den Kopf zu 
stoßen!           Ralf Seidel

Der Newsletter 55+ des Landesbezirks Berlin-Brandenburg für den 
Fachbereich A wird von einem ehrenamtlichen Redaktionsteam seit 
vielen Jahren erstellt. Seine Aufgabe: Die KollegInnen hier über  kom-
mentierte Links, auf relevante soziale und poltische Nachrichten aus 
der Gewerkschaftspresse, aber auch aus anderen geprüften Quellen 
aufmerksam zu machen. 

Das passte einer Minderheit in der Redaktion nicht, insbesondere forderte 
sie, nicht mehr auf gewerkschaftsfremde Artikel zu verweisen. Dezidiert 
waren die NachDenkSeiten gemeint, denen sie allgemein vorwarfen Ver-
schwörungstheorien zu verbreiten. Eine Diskussion in der Redaktion erg-
ab, dass die Mehrheit sich keine Vorschriften machen lassen wollte. Die 
Minderheit beschwerte sich daraufhin beim Landesvorstand. Der ohne 
Rücksprache mit der Redaktion mitteilen ließ, dass künftig generell nicht 
mehr auf Artikel der NachDenkSeiten verlinkt werden sollte. Daraufhin 
schrieb der langjährige Leiter der redaktionellen Zusammenkünfte, Ralf 
Seidel, folgenden Brief:

Peter Asmussen
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Einseitige Sichtweise
Wohin die Ohren und Augen sich 
wenden: Kaum eine journalistische 
Grundregel wird von den politischen 
und kulturellen Verantwortlichen 
eingehalten, respektiert. Im Gegen-
teil: Ein aktivistischer Journalismus, 
der keine gesicherten Quellen mehr 

benennt, sondern selbst die eigene 
oder die Meinungen der politischen 
Eliten fraglos weiterverbreitet, 
greift mehr und mehr um sich. 
 
Einige Leseproben: Ein Pfarrer, 
der sich in seinem »Wort zum 
Sonntag« erklärend so ausweist: 
»Natürlich habe ich nicht nur von 
den israelischen Gewaltopfern, die 
unter dem Terror der Hamas leiden 
gesprochen, wenn ich auf die bi-
blische Annahme einer göttlichen 
Solidarität mit den Opfern von Ge-
walt hinweise. Aber in diesen Ta-
gen stehen sie natürlich besonders 
im Fokus und haben unser volles 
Mitgefühl und unsere Solidarität 
verdient.« Wer den Krieg der Ha-
mas-Miliz und ihrer Opfer verurteilt 
und auch den Blick über den Ga-
za-Streifen richtet, wird sogleich 
des »klassischen Musters der Re-
lativierung des Terrors« geziehen. 
 
Das geschah im Oktober dem 
UN-Generalsekretär António 
Guterres, der im UN-Sicherheits-
rat den Angriff der Hamas und 

die uneingeschränkte Solidarität 
mit der israelischen Regierung. 
 
Im Alten Testament gibt es als Leit-
linie für das Verhalten im Krieg: Für 
einen verlorenen Zahn einen ande-
ren beim Gegner auszuschlagen 
und ein eingebüßtes Auge mit der 
Blendung eines anderen zu ahn-
den. Das ist eine kluge Weisung, 
weil nur eine angemessene Reak-
tion die Möglichkeit für eine Frie-
densverhandlung eröffnet. 

Doch was geschieht, wenn ein 
ganzes Gebiss verloren geht oder 
das Augenlicht zweifach gelöscht 
wird? Jede Kriegsgeschichte lehrt 
uns, dass übermäßige Reaktionen 
langlebigen Hass produzieren. Wer 
hier nach Frieden ruft, ist ein ein-
samer Rufer. Die »Auslöschung« 
des Gegners wird zur realen Phan-
tasie mit realem Blutrausch. Ist es 
nicht das dringlichste Gebot, sofort 
für eine umfassende Waffenruhe 
und humanitäre Maßnahmen für 
die zwei Millionen Menschen im 
Gaza-Streifen einzuleiten? Israel 

ihrer brutalen Kriegsführung auf 
Israel scharf verurteilte, aber 
auch Israel eine Verletzung des 
Völkerrechts vorwarf. Die Ver-
treter der deutschen Regierung 
und der Parteien reagierten über-
wiegend empört und forderten 

hat viele Freunde, den Menschen 
dort wird geholfen. Dank dafür. 
 
Wer in diesen Tagen als Journa-
listIn sich auf eine strikte Neutrali-
tät beruft, zieht sich den Zorn von 
Politikern in vielen Ländern und 

insbesondere des israelischen 
Präsidenten Jitzchak Herzog zu, 
der per »Daily Mail« sich so über 
die BBC äußerte: »Die Tatsache, 
dass (die BBC) die Hamas nicht 
als Terrororganisation anerkennt, 
erfordert einen juristischen und ei-
nen öffentlichen Kampf. Es ist un-
glaublich.« Welche andere Art von 
Folter wollen sie, bevor sie zu dem 
Schluss kommen, dass es sich um 
eine terroristische Organisation 
handelt? Die BBC bezeichnet die 
Hamas-Kämpfer als »Militante«. 
 
Der öffentlich-rechtliche Sender 
beruft sich auf seine strikte Neu-
tralität. Das würde auch den deut-
schen öffentlich-rechtlichen Medi-
en gut anstehen. Die BBC erhielt 
1500 Beschwerden über ihre Be-
richterstattung über Israel und die 
Hamas, die in etwa 50:50 auf jeder 
Seite aufgeteilt sind. Die BBC teilte 
mit: »Wir haben unser Publikum 
aus erster Hand über die von der 
Hamas begangenen Gräueltaten 
und das Leid in Gaza versorgt. Wir 
haben die verheerenden mensch-

Nah-Ost-Konflikt II

Gerhard Manthey

lichen Kosten für die Zivilbevölke-
rung in Israel und Gaza und die  
beispiellose Natur dessen, was ge-
schehen ist, deutlich gemacht. Der 
enorme Verlust an zivilen Opfern 
auf beiden Seiten macht diese Ge-
schichte schockierend und schwie-
rig zu berichten.« Ein informierter 
deutscher Bürger und eine Bürge-
rin, die das Gleiche von ihrem deut-
schen Rundfunk und Fernsehen 
sagen könnte, wäre schön.

Unicef schreibt: »Über 2360 Kin-
der gestorben im Gaza-Streifen«. 
Bei »unerbittlichen Angriffen« 
wie die Unicef-Regionaldirektorin 
Adele Khodr für den Nahen Osten 
und Nordafrika sagte. »Die Tötung 
und Verstümmelung von Kindern, 
die Angriffe auf Krankenhäuser 
und Schulen sowie die Verwei-
gerung des Zugangs für huma-
nitäre Hilfe, stellen schwere Ver-
letzungen der Kinderrechte dar.« 
 
Doch es gibt auch Positives in die-
ser Republik. Über 100 in Deutsch-
land beheimatete jüdische Künst-
lerinnen und Wissenschaftlerinnen 
unterzeichnen einen offenen Brief 
für Frieden und Meinungsfreiheit. 
»Wir fordern Deutschland auf, sich 
an seine eigenen Verpflichtungen 
zur freien Meinungsäußerung und 
zum Versammlungsrecht zu halten, 
wie sie im Grundgesetz verankert 
sind, das wie folgt, beginnt: ›Die 
Würde des Menschen ist unantast-
bar. Sie zu achten und zu schützen, 
ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.‹« Wenn wir dies auf einem 
ovalen Button in der Straßenbahn 
tragen mit den Flagge Deutsch-
lands, Israels und Palästinas ver-
sehen, wäre das ein gutes Zeichen.

Die deutsche Wirtschaft und das 
Marketing wollen beim Krieg nicht 
beiseite stehen:106 Unternehmen 
setzen ein Zeichen gegen Anti-
semitismus: Ein Statement gegen 
Judenhass. Das ist für jeden Bür-
ger eine Christenpflicht. Doch wer 
die Liste dieser 106 Unternehmen 
liest, findet eine Reihe, die sich im 
Dritten Reich mit Fremdarbeitern 
bereicherten, an der Arisierung 
jüdischer Geschäfte partizipierte 
oder wie die Deutsche Reichsbahn 
viele Hunderttausend jüdischer 
Bürger in Waggons in die KZs 
transportierten.
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Wie steht es mit der Würde, wenn 
man per Eigenbedarfsklage nach 
Jahrzehnten aus der Wohnung ge-
worfen wird und keine bezahlbare 
Wohnung findet? Vom Amt wird ein 
Bett in einem Mehrbettzimmer an-
geboten. Damit soll das Recht auf 
Wohnen und auf Würde gewahrt 
sein.
Niemand prüft später, ob der Ei-
genbedarf real war, auch wenn 
mehrere andere Wohnungen im 
Haus nach dem gleichen Muster 
frei gemacht und verkauft wurden. 
Das ist nicht frei erfunden, sondern 
findet so ähnlich tagtäglich statt. 
Und Zehntausende leben in Berlin 
in Notunterkünften, oder gar auf der 
Straße.
Dafür bekommen neuerdings 
mehr Menschen einen Wohnbe-
rechtigungsschein für eine Sozial-
wohnung. Aber es werden immer 
weniger bezahlbare oder Sozial-
wohnungen gebaut. Dafür fallen 
viele Sozialwohnungen aus der 
Bindung. Was nutzt da so ein unge-
deckter Scheck?
In der Berliner Verfassung steht 
auch das Recht auf Arbeit, obwohl 
Berlin nach enormer Deindustria-
lisierung Hauptstadt der Arbeits-
losen ist. Von den sechs größten 
Städten der Bundesrepublik hat 
Berlin die höchste Arbeitslosen-
quote: 8,8 Prozent im Jahr 2022. 
Aber bei der Mietsteigerung sind 
wir Spitze - das gleicht das doch 
aus, oder?
Vor dem Gesetz sind alle gleich. 
Deshalb müssen auch Millionäre 
Kindergeld bekommen. Aber 
Hartz-IV-Empfänger bekommen 
keines, das würde mit den Hartz-
IV-Sätzen verrechnet werden. Also: 
Arme Familien haben arme Kinder. 
Kinderbetten in Krankenhäusern 
werden auch weniger, obwohl die 
Zahl der Kinder aktuell steigt. Auch 
das trifft die Ärmsten am meisten.
Jedes Kind hat Anspruch auf einen 
Krippen- und Kindergartenplatz - 
es gibt nur nicht genügend Kinder-
gärten, und viele haben Öffnungs-
zeiten, die mit Arbeitszeiten vieler 
Eltern nicht kompatibel sind. Grün-
den wir einen privaten Kinderladen. 
Aber da sind teure Vorschriften 
einzuhalten, und weil Kinderläden 
gewerbliche Mietverträge haben, 
wo Mieterhöhungen und Kündi-
gungen leichter durchsetzbar sind, 

bangen schon die bestehenden zu-
nehmend um ihre Existenz. Wäre 
man reich, dann gäbe es noch an-
dere Möglichkeiten.

Was ist mit dem Recht auf Bildung – 
wenn Schulen und Lehrer zu weni-
ge sind, wenn die Sprachförderung 
zwar gesetzlich geregelt ist, aber 
nicht umgesetzt wird, also Kinder 
ohne ausreichende Deutschkennt-
nisse in die Schulen kommen? 
Der Schulausfall während Corona 
kommt dazu. Inzwischen darf man 
das kritisieren, das ist nicht mehr 
automatisch rechtes Geschwurbel. 
Wer es sich leisten kann, schickt 
den Nachwuchs in Privatschulen. 
Und studieren? Privatunis haben 
wachsenden Zulauf. Der Satz für 
Wohnen beim Bafög reicht dage-
gen nicht mal für ein WG-Zimmer!

Es sind eben nur auf dem Papier 
alle gleich, das ist zwar besser als 
gar keine Gesetze für alle, aber 
was real passiert, das ist die wirk-
liche Ordnung, und real nimmt die 
Ungleichheit zu.

Gegenwärtig laufen »Verwertungs-
kündigungen« und Räumungskla-
gen gegen die Mieter in der Berliner 
Habersaathstraße. Der Eigentümer 
zog bei den bisherigen Verhand-
lungen den Kürzeren, denn er will 
das Recht auf Maximalgewinn ein-
klagen und dafür das vollsanierte 
Haus mit niedrigen Mieten abrei-
ßen, wofür es keine gesetzliche 
Grundlage gibt.
Kurz vor jedem Prozesstermin 
macht der Hauseigentümer, die 
Arcadia Estates GmbH, einen 
Überfall mit angeheuerten Kräf-
ten, der sich vordergründig gegen 
die ehemals obdachlosen neuen 
Bewohner richtet, stellte Strom 
und warmes Wasser ab, zerschlug 
Wasch- und Klobecken und riss 
Fenster heraus. Auch den älteren 
Mietern wurde das warme Was-
ser abgestellt, sie hatten tagelang 
keinen Schlüssel für die von jetzt 
auf gleich gewechselten Haustür-
schlösser (die neuen Bewohner bis 
heute nicht) und manche tagelang 
keinen Strom. Das Abstellen der 
Fernwärme droht, Zugänge zum 

Keller und Hof wurden zugemauert. 
Das soll sie gefügig machen. Aber 
Freunde und Sympathisanten sind 
gleich zur Stelle und die Medien 
wurden alarmiert.
Die Polizei sieht zu, wenn der Ei-
gentümer ungesetzliche Gewalt 
anwendet. Das ist ja auch keine 
Zwangsräumung. Auch die einst 
legal eingezogenen neuen Be-
wohner kann er nicht einfach nach 
bald zwei Jahren mit angeheuerten 
Kräften rauswerfen lassen, wie er 
es versucht hat. 
In Berlin schreiben Zeitungen 
stolz, dass 32 Menschen in einem 
»Housing First«-Projekt unter-
gebracht sind. Aber bei über 60 
ehemaligen Obdachlosen in Woh-
nungen ist es Privatangelegenheit, 
wenn sie in Eigenmacht wieder auf 
die Straße geworfen werden sol-
len? Und dass die Mieter, die bisher 
die Prozesse gewannen, laufend 
schikaniert werden, ist auch nicht 
gesetzeskonform. Aber der Schutz 
des Eigentums von Spekulanten 
scheint für manche höher zu ste-
hen.

Sozialer Zündstoff
Gerhard Wasielewski Gerhard Wasielewski

Mietverhältnisse Habersaathstraße

Katastrophale Zustände

Ernst Thälmann

Wie gern habe ich als Kind im 
Schulchor oder auf öffentlichen 
Veranstaltungen beim Thälmann-
lied mitgesungen. Alle Strophen 
kenne ich nicht mehr auswendig, 
aber den Refrain, in dem es heißt: 
»Thälmann und Thälmann vor al-
len! Deutschlands unsterblicher 
Sohn. Thälmann ist niemals gefal-
len, Stimme und Faust der Nation.«
Wir, die damaligen Jung- und 
Thälmannpioniere sind in dem Be-
wusstsein aufgewachsen, dass es 
nie wieder einen Krieg geben wür-
de. 1945 kurz nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges geboren, gehöre 
ich jener Generation an, die keinen 
Krieg am eigenen Leibe erleben 
musste.
Als ich bei der Gedenkveranstal-
tung am 20. August dieses Jahres 
anlässlich des 79. Jahrestages 
der feigen Ermordung des großen 
deutschen Arbeiterführers in die 
Teilnehmerrunde blickte, sah ich 
überwiegend Menschen meines 
Alters oder darüber hinaus.

Alles wie immer? Keinesfalls. Im-
merhin war es bereits die zweite 
Gedenkfeier zum Todestag Thäl-
manns seit Beginn des Krieges 
in der Ukraine. Vera Dehle-Thäl-
mann verwies in ihrer Rede auf die 
Schwierigkeiten, die von Jahr zu 
Jahr mehr werden, das Andenken 
ihres Großvaters würdig zu ehren. 
Dass das Ernst-Thälmann-Denk-
mal an der Greifswalder Straße 
in Berlin-Prenzlauer Berg diesmal 
von oben bis unten geputzt war, 
ist kein Verdienst des zuständi-
gen Bezirksamtes Berlin-Pankow, 
sondern ausschließlich dem Zufall 
geschuldet, dass es für Filmauf-
nahmen sauber zu sein hatte. Na 
bitte, geht doch.
Dass allerdings der Gedenk-
stein, den im Februar 2013 Vera 
Dehle-Thälmann in Ziegenhals 
enthüllte, immer noch sauber ist, 
haben wir dem Ehepaar Horst und 
Marianne Brand zu verdanken, 
die den Stein und das Stücklein 
Wiese drumherum regelmäßig in 

Ordnung halten. Dieser Stein er-
innert an das 2010 abgerissene 
»Sporthaus Ziegenhals«, in dem 
Thälmann 1933 vor KPD-Funkti-
onären sprach. Vielleicht können 
die Teilnehmer der Gedenkveran-
staltung 2024, zum 80. Jahrestag, 
auch wieder einmal Vertreter der 
Kommunistischen Partei Böhmens 
und Mährens (KSČM), die Mitglied 
des Ständigen Forums der Euro-
päischen Linken – der Regionen 
(SFEL – R) ist, am Gedenkstein be-
grüßen. Schließlich haben sie un-
ter ihren Mitgliedern beträchtliche 
Spenden für den Stein gesammelt. 
An der Gedenksteinenthüllung vor 
zehn Jahren hatte auch unser un-
vergessener Freund Jarosit Koks-
kohle (KSČM-Europaabgeordne-
ter), teilgenommen und dort eine 
Rede gehalten.
Passen wir auf die Denkmale auf! 
In Bautzen und in Cottbus wurde 
je einer Schule der Name »Ernst 
Thälmann« aberkannt. Während in 
Cottbus das Denkmal vom Schul-
hof entfernt wurde, aber immerhin 
noch in dessen Nähe einen neuen 
Platz bekam, ist das Bautzener 
Denkmal plötzlich und in Gänze 
verschwunden gewesen.

Gedenkkultur

Angelika Kurowski
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Das FilmFestival Cottbus ist eines 
der weltweit führenden Festivals 
für das aktuelle Filmschaffen in 
Mittel- und Osteuropa. Vom 7. zum 
12. November 2023 werden 150 
Filme aus 40 (Ko)Produktionslän-
dern präsentiert. Junge Talente 
messen sich mit etablierten Re-
gisseurInnen. Zwölf Filme aus 19 
(Ko)Produktionsländern konkur-
rieren um die »Lubinas« für den 
besten Film, die beste Regie und 
eine herausragende darstellerische 
Leistung. »Wir sind in diesem Jahr 
so vielfältig unterwegs wie noch 
nie«, sagt Programmdirektor Bernd 
Buder.
Deutschland-Premieren feiern 
auch Polens erster Zombie-Film 
APOKAWIXA (Xawery Żuławski, 
PL), CHILD MACHINE (Rain Ran-
nu, EE), ein Sci-Fi-Abenteuerfilm, 
der auf die Gefahren Künstlicher 
Intelligenz hinweist und die Sinn-
suche zweier Skateboard-Brü-
der im stylischen Schwarzweiß-
Hipster-Look in BROYS von Marcin 
Filipowicz (Polen).
Neben dem Wettbewerb Spielfilm 
sind auch traditionell der Wettbe-
werb Kurzfilm und der Wettbewerb 
Jugendfilm Bestandteil. In acht wei-
teren Programmsektionen gibt das 
33.FFC einen Überblick über das 
aktuelle Filmschaffen in Mittel- und 
Osteuropa.
Im diesjährigen FFC-Programm 
sind unter anderem auch Wettbe-
werbsbeiträge aus der Ukraine, die 
zeigen, dass ukrainisches Kino wei-

terhin zu den kreativsten Filmland-
schaften Europas gehört. »Forever 
Forever« von Anna Buryachkova 
(Ukraine/Niederlande) gibt einen 
seltenen Einblick in die komplexe 
Gefühlswelt des Erwachsenwer-
dens der postsowjetischen »90er 
Jahre Kids« in Kyjiw.  Der Kurzfilm 
»As it was« (Damian Kocur, Ana-
stasia Solonevych / Polen/Ukraine) 
spielt ebenfalls in Kyjiw, ein zarter 
Film über den Versuch eines All-
tagslebens mitten im Krieg.
Das Close up: Kazakhstan bietet ei-
nen Überblick über die ungeahnte 
Vielfalt des kasachischen Kinos. Es 
sind Filme eines Landes, das geo-
politisch zwischen der Russischen 
Föderation und China gelegen, auf 
der Such nach einer eigenen Identi-
tät ist. Kasachische Filmschaffende 
beteiligen sich kreativ daran, zwi-
schen künstlerischer Reflexion und 
spannender Unterhaltung. Zwei 
Panel-Diskussionen ergänzen das 
Programm.
In EcoEast werden, im zweiten 
Jahr in Folge, Filme zu ökolo-
gischen Themen und Nachhal-
tigkeit gezeigt, zwischen Forst-
wirtschaft in den ukrainischen 
Karpaten bis zum Öko-Thriller über 
den schmelzenden Tujuksu-Glet-
scher in Kasachstan.
In den letzten Jahren zeugt die zu-
nehmende Anzahl internationaler 
und nationaler Auszeichnungen für 
Produktionen von Regisseurinnen 
von einem positiven Trend in der 
internationalen Festivallandschaft. 

Dennoch ist der Kampf weiblicher 
Filmschaffender um Förderung und 
Anerkennung weiterhin von zahl-
reichen und unterschiedlich mo-
tivierten Hindernissen bestimmt. 
Das FFC zeigt in der Filmreihe 
»Polskie Horyzonty: Der weibliche 
Blick« beispielhaft eine Auswahl 
ganz unterschiedlicher Filme pol-
nischer Regisseurinnen wie von 
Agnieszka Smoczyńska: Ihr Debut-
film »The Lure« ist ein Genre-Cros-
sover aus Musical, romantischer 
Komödie und modernem Märchen. 
Und Agnieszka Zwiefka bringt mit 
»Vikai« die wahre Geschichte der 
mit 84 Jahren ältesten DJane Po-
lens auf die Kinoleinwand.
Im FFC-Programm gibt es außer-
dem wieder die bereits vertrauten 
Sektionen Spectrum mit Filmen 
zwischen Geschichtsreflexion 
und durchgedrehter Comedy, 
Hits, die in ihren Produktionslän-
dern für ausverkaufte Kinosäle 
sorgen. In diesem Jahr mit dem 
Sonntagsfilm« »Das Märchen von 
der Zauberflöte«, in dem Jessica 
Schwarz die Königin der Nacht 
spielt. Das FullDome-Programm 
bietet im Cottbuser Raumflugpla-
netarium wieder eine einzigartige 
Gelegenheit, sich in den Bann ei-
ner 360-Grad-Projektion ziehen zu 
lassen.
In der Sektion »Heimat | Domown-
ja | Domizna« gibt es zum ersten 
Mal die »Lange Nacht der kurzen 
Lausitzer | Dłujka noc krotkich 
łužyskich filmow | Dołha nóc krót-

Vieles neu, vieles anders
Angelika Kurowski

33. FilmFestival Cottbus kich łužiskich filmow«. Jene Bei-
träge, welche die Themen des 
sorbischen/wendischen Volkes 
aufgreifen und die sorbische Spra-
che einbeziehen, konkurrieren um 
den Sonderpreis der Stiftung für 
das sorbische Volk. In dieser Sek-
tion wird des Weiteren in »Serbska 
Utopija« von Erik Schiesko die sor-
bische Zukunft diskutiert und mit 
»Vom Suchen und Finden« (Luka 
Golinski, Mira Dubian) ist der erste 
niedersorbische Coming Out-Film 
im Programm. Außerdem erzählt 
»Let the river flow« (Ole Giæver, 
Norwegen), der während der Um-
weltproteste gegen das Alta-Stau-
dammprojekt spielt, von der Ver-
drängung der Minderheit der Sàmi. 
Es ist ein Film, der viele Parallelen 
zu den sorbischen Erfahrungen 
in der Lausitz aufzeigt. Zum 60. 
Geburtstag des Cottbuser Filme-
machers Donald Saischowa zeigt 
das FFC darüber hinaus eine Aus-
wahl seiner Werke. Kuratiert wird 
die Sektion Heimat nicht mehr wie 
viele Jahre von Grit Lemke, son-
dern von der Malerin Hella Stoletz-
ki, die 2022 bereits an der Seite der 
erfahren Filmfachfrau als Ko-Kura-
torin ihren Einstand gab.
Bei aller Euphorie sei auf folgenden 
Umstand hingewiesen: Für die 
Filmfestivals arbeiten hochquali-
fizierte ExpertInnen professionell 
und flexibel, aber zumeist prekär. 
Weil diese schreiende Ungerech-
tigkeit fortbesteht, fordert die AG 
Festivalarbeit in ver.di die Einhal-
tung sozialer Mindeststandards, 
angemessene Entgelte und Hono-
rare sowie die Anerkennung künst-
lerischer Tätigkeiten im Rahmen 
von Festivals durch die Künstlerso-
zialkasse. Filmfestivals dürfen kei-
ne rechtsfreien Räume mehr sein.

Wer ist wer im ver.di-Fachbereich A? 
Finanzdienstleistugen

Zum ver.di-Fachbereich 
Finanzsienstleistungen 
gehören die Beschäftigten 
der Banken und Sparkassen, 
der Postbank, 
der Versicherungen und der 
Bundesbank

Medien, 
Kunst und Industrie

Hier geht es um Print- und 
audiovisuelle Medien, Ver-
lage, Künstler und Kultur-
schaffende, die Druck-
industrie sowie Papierver-
arbeitung und industrielle 
Dienstleistungen

Telekommunikation,In-
formationstechnologie 
und Datenverarbeitung

Der Fachbereich fokussiert 
die Telekommunikationms- 
und IT-Branche, 
die in entsprechenden 
Fachgruppen abgebildet 
werden

Ver- und Entsorgung

Wir vertreten die beruflichen, 
fachlichen und sozialen 
Interessen aller 
Beschäftigten in der Ener-
gie-, Wasser- und Abfallwirt-
schaft sowie im Bergbau



denprogramm zur Finanzierung der 
weiteren Waffenbeschaffung aus. 
Weil Deutschland militärisch auf 
Bündnisse angewiesen sei, erklärt 
Pistorius Kritik an NATO und EU 
zur Gefährdung der »Sicherheit 
Deutschlands«. Er engt damit die 
Bandbreite öffentlich akzeptierter 
Meinungen weiter ein. Darüber hi-
naus dringt er auf einen »Mentali-
tätswechsel« in der Bevölkerung 
hin zu größerer »Wehrhaftigkeit«.
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Westens Glaubwürdigkeit
(25.10.2023) In einem Protest-
schreiben attackieren rund 850 
EU-Mitarbeiter die eigenmächtige 
Politik von Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen zum Krieg 
im Gazastreifen. Hintergrund ist 
die Debatte, wie sich Brüssel nach 
den Hamas-Massakern vom 7. Ok-
tober zu den israelischen Angrif-
fen auf den Gazastreifen und zum 
Abschneiden der Zivilbevölkerung 
von Nahrung und Wasser verhal-
ten soll. Während eine EU-Mehr-
heit von Israel die Einhaltung des 
humanitären Völkerrechts fordert, 
hatte von der Leyen das unterlas-
sen. Dazu heißt es in dem Protest-
schreiben, man sei »besorgt« über 
»die scheinbare Gleichgültigkeit« 
gegenüber Zivilisten in Gaza: »Die 
EU riskiert all ihre Glaubwürdig-
keit.« Schon vergangene Woche 
hatten Diplomaten gegenüber der 
Financial Times geurteilt, der Maß-
stab, den man gegenüber Russland 
im Ukraine-Krieg anwende, müsse 
auch im Gaza-Krieg gelten. 

Außenpolitik*

Abschieben und abwerben
(31.10.2023) Bundeskanzler Olaf 
Scholz wünscht von Nigeria eine 
stärkere Belieferung Deutschlands 
mit Flüssiggas und verlangt die 
umstandslose Rücknahme nigeri-
anischer Flüchtlinge. Scholz, der 
erst in der Hauptstadt Abuja, dann 
in der Wirtschaftsmetropole Lagos 
Gespräche führte, setzt damit sei-
ne Versuche fort, die Erdgasim-
porte aus afrikanischen Ländern 
zwecks Ersetzung russischen 
Gases zu erhöhen – ein Schritt, 
der bereits im vergangenen Jahr 
einiges Kopfschütteln ausgelöst 
hat: Zuvor hatte die Bundesregie-
rung afrikanische Länder immer 
wieder zum Ausstieg aus der För-
derung fossiler Energieträger auf-
gefordert. Parallel zur verstärkten 
Abschiebung von Nigerianern will 
Berlin laut Scholz »Talente« aus 
dem Land zur Erwerbsarbeit bei 
deutschen Unternehmen gewin-
nen – ein Beitrag zum brain drain, 
der Entwicklungsländern dringend 
benötigte und teuer ausgebildete 
Fachkräfte nimmt. Scholz führte 
in Nigeria außerdem Gespräche 
über die Entwicklung in Niger; dort 
wollte die EU im Sommer mit nigeri-
anischer Hilfe eine Militärregierung 
stürzen, die zuvor einen prowest-
lichen Präsidenten entmachtet 
hatte und das Land zu echter Un-
abhängigkeit von den Ex-Kolonial-
mächten führen will. 

Kriegstauglich machen
(31.10.2023) Verteidigungsminister 
Boris Pistorius (SPD) sucht die 
deutsche Bevölkerung auf einen 
möglichen Krieg einzuschwören 
und fordert, die Bundesrepublik 
müsse »kriegstüchtig werden«. 
»Wir müssen uns wieder an den 
Gedanken gewöhnen, dass die Ge-
fahr eines Krieges in Europa dro-
hen könnte«, äußerte Pistorius. In 
einer Rede an der Hamburger Füh-
rungsakademie der Bundeswehr 
erklärte er vor rund 300 Offizie-
ren, dass die 100 Milliarden Euro 
Sonderschulden, die Kanzler Olaf
Scholz (SPD) unmittelbar nach 
Beginn des Ukraine-Kriegs zur 
Aufrüstung der Bundeswehr be-
reitgestellt hatte, allenfalls bis 2027 
oder 2028 ausreichten. Vizekanz-
ler Robert Habeck (Bündnis 90/
Die Grünen) spricht sich bereits 
ausdrücklich für ein zweites Schul-

Dritte Verhandlungsrunde
(27.10.2023) Unter ungewissen 
Vorzeichen findet in Malta die drit-
te Verhandlungsrunde zur Beendi-
gung des Ukraine-Kriegs statt. Offi-
ziell lädt, wie bereits bei den ersten 
beiden Runden in Kopenhagen und 
in Jiddah, Kiew zu den Gesprächen 
ein. Sein Ziel ist es, der »Friedens-
formel« von Präsident Wolodymyr 
Selenskyj Anerkennung zu ver-
schaffen, die einen vollständigen 
Abzug der russischen Truppen aus 
allen bis Anfang 2014 zur Ukraine 
gehörenden Territorien vorsieht und 
Moskau zur Erfüllung zahlreicher 
weiterer ukrainischer Forderungen 
veranlassen will. Angesichts der 
militärischen Lage ist dies gegen-
wärtig absurder denn je. Konnten 
bei den ersten beiden Verhand-
lungsrunden zumindest Abspra-
chen angebahnt und ein Rahmen 
abgesteckt werden – etwa über 
Sicherheitsgarantien sowohl für 
die Ukraine als auch für Russland 
–, so ist nicht klar, ob dies auch in 
Valletta möglich sein wird: Moskau 
wird nicht vertreten sein; über die 
Teilnahme anderer einflussreicher 
Staaten ist immer noch nichts be-
kannt. Dabei steht die US-Unter-
stützung für Kiew mehr denn je auf 
der Kippe; Munitionslieferungen 
sind ebenfalls fraglich, da Israel Pa-
tronen braucht.

Zurück zum Handelskrieg ?
(26.10.2023) Die EU und die Ver-
einigten Staaten stehen womöglich 
vor einer neuen Eskalation ihres 
Handelskriegs. Versuche, das zu 
verhindern, sind beim EU-USA-
Gipfel gescheitert. Auf dem Gipfel 
sollte zum einen ein Weg gefunden 
werden, die Vergünstigungen des 
369 Milliarden US-Dollar schweren 
Inflation Reduction Act (IRA) auch 
für Elektroautos zu erhalten, die 

Atomkriegsszenario
(24.10.2023) Mitten im Ukraine-
Krieg und während der Eskalation 
der Kämpfe im Nahen Osten übt die 
NATO Luftangriffe mit Atombom-
ben gegen einen Feind mit den mi-
litärischen Fähigkeiten Russlands. 
In dem Manöver Steadfast Noon, 

Der Westen im Zielkonflikt
(20.10.2023) Die Bundesregierung 
fordert von Israel eine gewisse Mä-
ßigung bei Blockade und Bombar-
dement des Gazastreifens. Hatte 
sie bislang ausschließlich »Israels 
Recht auf Selbstverteidigung« 
postuliert und in der EU heftigen 
Unmut ausgelöst, so schränkte 
Außenministerin Annalena Baer-
bock die Berliner »Solidarität« auf 
den »Kampf gegen die Hamas« ein 
und drang auf die Einhaltung des 
Völkerrechts. Hintergrund ist eine 
entsprechende Kurskorrektur der 
Vereinigten Staaten. Diese haben 
zuletzt in Nah- und Mittelost spür-
bar an Einfluss verloren, was sich 
unter anderem in der Annäherung 
zwischen Saudi-Arabien und Iran 
ausdrückt. Zugleich hat Iran – eine 
Folge auch der westlichen Gewalt-
politik – in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten erheblich an Einfluss 
gewonnen. Washington, mit dem 
Ukraine-Krieg ausgelastet, will ei-
nen Flächenbrand in der Region 
vermeiden, um sich vorrangig auf 
seinen Machtkampf gegen Chi-
na zu fokussieren.  In Berlin wird 
parallel aber auch eine stärkere 
militärische Unterstützung für Isra-
el diskutiert – auch ein Einsatz der 
Bundeswehr.

* Wir danken den KollegInnen von German News für die Übernahmeerlaubnis der Meldungen zur Aussenpolitik, die wir zum 
Teil leicht gekürzt haben.

aus der EU in die USA importiert 
werden. Das wäre insbesondere 
für deutsche Kfz-Konzerne von 
großer Bedeutung gewesen. Das 
Bestreben schlug fehl: Washington 
hatte als Gegenleistung EU-Straf-
zölle gegen China verlangt, die 
WTO-Regeln brechen und lediglich 
von Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen für gut befunden 
wurden. Nicht gelungen ist es au-
ßerdem, eine Lösung für Stahl- und 
Aluminiumlieferungen aus der EU 
in die USA zu finden. US-Präsident 
Donald Trump hatte Strafzölle auf 
sie verhängt, die sein Nachfolger 
Joe Biden ausgesetzt hatte, aller-
dings nur zum Teil sowie zeitlich 
beschränkt; die Frist läuft aktuell 
ab. Setzen die USA die Strafzölle 
wieder in Kraft, dürfte die EU mit 
Gegenzöllen antworten. Die neu-
en Belastungen träfen vor allem 
Deutschland in einer ernsten Wirt-
schaftskrise.

wird der Einsatz von US-Nuklear-
waffen durch die Luftstreitkräfte eu-
ropäischer Staaten geübt. Haupt-
schauplatz ist dieses Jahr Italien. 
13 Staaten sind beteiligt, darunter 
Deutschland. Erstmals in der Ge-
schichte der Übung hat die NATO 
eine kleine PR-Offensive gestartet 
und einigen handverlesenen Jour-
nalisten nähere Details zu Stead-
fast Noon mitgeteilt; demnach wird 
ein Einsatz in einer »hoch um-
kämpften Umgebung« geprobt. Die 
Vereinigten Staaten, deren Bom-
ben auch in Deutschland gelagert 
werden, verzichten erklärterma-
ßen nicht auf den Anspruch eines 
nuklearen Erstschlages. Von einem 
solchen ist auch in NATO-Papieren 
die Rede.

german-foreign-policy.com bezieht 
weder direkt noch indirekt öffentliche 
Mittel und versteht sich als ein staats-
fernes Medium. Die »Informationen 
zur deutschen Außenpolitik« sind par-
teipolitisch unabhängig und auf die 
private Unterstützung von Förderern 
und Spendern angewiesen.

German News Information GmbH



»Wenn die Agenda von Viktor Orban und 
Giorgia Meloni zur Richtschnur staatli-
chen Handels in Deutschland und weite-
ren Ländern der EU wird, drohen weitrei-
chende negative Konsequenzen für die 
gesellschaftliche Ordnung in Europa.«

Frank Werneke, ver.di-Bundesvorsitzender 
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Völkerrechtlich betrachtet ist die 
Sache eindeutig: Die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte von 
1948 verankert in Artikel 14 das 
Recht auf Asyl. Die Genfer Flücht-
lingskonvention von 1951 legt fest, 
wer ein Flüchtling ist und welche 
Rechte und Pflichten er oder sie 
gegenüber dem Aufnahmeland hat. 
Und ganz wichtig: Die Konvention 
verbietet, einen Flüchtling in ein 
Land zurückzuweisen, in dem sie 
oder er Verfolgung fürchten muss. 
Lediglich bestimmte Gruppen – 
etwa Kriegsverbrecher – sind von 
diesem Flüchtlingsstatus ausge-
schlossen.

Nun will die Europäische Union 
weitreichende Entscheidungen in 
der Asylpolitik treffen und rüttelt 
damit an diesen seit Jahrzehnten 
bewehrten Prinzipien. In Luxem-
burg haben sich die EU-Innenmi-
nisterInnen am späten Abend des 
8. Juni auf den Kompromiss-
vorschlag des schwedischen 
EU-Ratsvorsitz zum Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystem (GEAS) 
geeinigt. Geplant ist danach eine 
Politik der Abschreckung, Abschot-
tung und eine Einschränkung des 
Rechts auf Asyl.

Erstmal in Asylhaft
Ankommende Menschen aus als 
sicher geltenden Ländern sollen 
künftig nach dem Grenzübertritt 
unter haftähnlichen Bedingungen in 
streng kontrollierte Aufnahmeein-
richtungen untergebracht werden. 
Im Normalfall soll anschließend in-
nerhalb von zwölf Wochen geprüft 
werden, ob der Antragsteller bzw. 
die Antragstellerin Chancen auf 
Asyl haben. Wenn nicht, sollen sie 
umgehend zurückgeführt werden.

Zudem sollen die stark belasteten 
Mitgliedstaaten an den EU-Au-
ßengrenzen, in denen die meisten 
Flüchtlinge ankommen, entlastet 
werden. Die Aufnahme von Flücht-
lingen in den EU-Staaten soll künf-
tig nicht mehr freiwillig, sondern 
verpflichtend sein. Länder, die kei-
ne Flüchtlinge aufnehmen wollen, 
sollen demnach zu Ausgleichszah-
lungen gezwungen werden.

Anlässlich des Treffens der EU-In-
nenministerInnen hatte ver.di an 
Bundesinnenministerin Nancy Fae-
ser als Verhandlungsführerin der 
Bundesregierung appelliert, einer 
Verschärfung des Asylrechts auf 
europäischer Ebene nicht zuzu-
stimmen. Den Plänen der rechtspo-
pulistischen, nationalistischen und 
postfaschistischen Regierungen in 
der EU müsse eine Absage erteilt 

werden. »Wenn die Agenda von 
Viktor Orban und Giorgia Meloni 
zur Richtschnur staatlichen Han-
dels in Deutschland und weiteren 
Ländern der EU wird, drohen weit-
reichende negative Konsequenzen 
für die gesellschaftliche Ordnung 
in Europa«, warnt der ver.di-Vorsit-
zende Frank Werneke.

Mit den geplanten Verschärfungen 
des Asylrechts wie verpflichtenden 
Grenzverfahren an den EU-Außen-
grenzen unter haftähnlichen Bedin-
gungen drohten Zustände wie in 
den Lagern auf den griechischen 
Inseln zur Regel in Europa zu wer-
den. Diese Verfahren hätten nichts 
mit einem fairen, rechtsstaatlichen 
Vorgang zu tun, so Werneke. Ro-
min Khan, bei ver.di zuständig für 
das Thema Migrationspolitik sagt: 
»Die auf dem Tisch liegenden Vor-
schläge gehen weit über reine Asyl-
verfahrensfragen hinaus, sondern 
berühren die Frage, ob die EU noch 
rechtsstaatliche Prinzipien walten 
lässt oder systematisch missach-
tet. Bleibt es dabei, wäre das eine 
fürchterliche Niederlage nicht nur 

Gänzlich fehle die Bereitschaft im 
Rahmen des GEAS, die staatli-
che Seenotrettung im Mittelmeer 
zu reaktivieren und systematische 
Rechtsbrüche und Misshand-
lungen von Schutzsuchenden an 
den Grenzen der Mitgliedsstaaten 
zu unterbinden. »Wenn das Grund-
recht auf Asyl nicht mehr in An-
spruch genommen werden kann, 
kommt dies einer faktischen Ab-
schaffung gleich«, so Werneke. Die 
Bundesregierung müsse stattdes-
sen dem Koalitionsvertrag treu blei-
ben, der vorsehe, das Leid an den 
Außengrenzen zu beenden und 
Asylanträge von Menschen, die in 
der EU ankommen oder bereits hier 
sind, inhaltlich zu prüfen.

ver.di schließt sich damit der Kritik 
von etlichen Hilfsorganisationen, 
der Kirchen und vieler Parlamenta-
rier aus den Reihen der Ampel-Ko-
alition an der Zustimmung der 
Bundesregierung zu den geplanten 
Verschärfungen des Asylrechts 
auf europäischer Ebene an. Es 
ist offensichtlich, dass es eine 
gemeinsame und nachhaltige Mi-

für asylsuchende Menschen und 
ihr Recht auf Schutz vor Krieg, 
Folter oder Verfolgung, sondern für 
uns alle, die wir ein anderes Europa 
wollen: ein Europa der Menschen-
rechte, der Freiheit und der Demo-
kratie.«

Faktische Abschaffung 
des Rechts auf Asyl

Die geplante Ausweitung sicherer 
Drittstaaten bedeute, dass selbst 
geflüchtete Menschen aus Syrien 
oder Afghanistan in Europa zuneh-
mend abgelehnt werden könnten – 
ohne ihre Fluchtgründe individuell 
zu prüfen, betont Frank Werneke. 

ver.di warnt vor Verschärfung des Asylrechts
Die Europäische Union will Flüchtlinge abschrecken, sich abschotten 
und das Recht auf Asyl einschränken. ver.di hat sich der Kritik von 
Hilfsorganisationen, der Kirchen und vieler Parlamentarier an der 
Zustimmung der Bundesregierung zu den geplanten Verschärfungen 
des Asylrechts angeschlossen. Europa braucht vielmehr eine 
menschenwürdige und nachhaltige Migrationspolitik

grationspolitik für Europa braucht, 
sagt Romin Khan. Das Ziel dieser 
Bundesregierung müsse es daher 
sein, eine solche zu entwerfen und 
voranzutreiben. Die Lösung könne 
nicht darin liegen, Instrumente zu 
verstärken, die heute schon syste-
matische Menschenrechtsverlet-
zungen erzeugen.

Maximilian Pichl, Rechts- und Po-
litikwissenschaftler, beschäftigt 
sich seit vielen Jahren mit Fragen 
des Asylrechts. In einem aktuellen 
Interview mit der Hessenschau 
betont er, es sei ein Versagen der 
Politik und der Verwaltung, dass 
man nicht auf ein nachhaltiges Auf-
nahmesystem gepocht habe. »Man 
hätte Unterkünfte bereitstellen kön-
nen, Mietverträge entfristen, auch 
Fachpersonal entfristen können.« 
Und es wäre möglich, dass Men-
schen schneller einen Zugang zu 
Arbeit, Wohnungen und Sprach-
kursen bekämen. »Aber all das 
wird verhindert durch Asylrechts-
verschärfungen und dadurch, dass 
man darauf beharrt, Menschen in 
großen Unterkünften festzusetzen, 
wo es hausgemacht ist, dass es 
dort zu Konflikten kommt.«

Wie geht’s weiter
mit der EU-Asylpolitik?
Die Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems soll 
noch vor der nächsten Europawahl 
abgeschlossen werden. Die Wahl 
wird im Juni 2024 stattfinden. Das 
EU-Parlament hat seine Positionen 
zu den Vorschlägen im April 2023 
beschlossen. Nach der jetzigen Ei-
nigung der EU-InnenministerInnen 
muss nun zunächst noch der EU-
Rat seine Position beschließen, 
erst dann können die sogenannten 
Trilog-Verhandlungen zwischen 
Europaparlament, Europarat und 
der Europäischen Kommission be-
ginnen. Bei unterschiedlichen Posi-
tionen der drei EU-Gremien könnte 
die Reform noch auf den letzten 
Metern scheitern. Wahrscheinlich 
ist das allerdings nicht. Stattdes-
sen aber will Deutschland in den 
anstehenden Verhandlungen noch 
die Forderung nach humanitären 
Ausnahmen von den umstrittenen 
Grenzverfahren für Familien mit 
Kindern durchsetzen. Mit dieser 
Forderung ist Bundesinnenminste-
rin Nancy Faeser unter ihren Kol-
legInnen in Luxemburg vorläufig 
gescheitert.                (ver.di)



Behindertenpauschale verdoppelt
Angelika Kurowski

Bereits im Kalenderjahr 2021 traten merkliche Verbesserun-
gen bei den Behinderten-Pauschbeträgen und dem Pflege-
Pauschbetrag in Kraft:

Verdoppelung der Behinderten-Pauschbeträge inklu-
sive der Aktualisierung der Systematik, wodurch 
bereits ab einem Grad der Behinderung von min-
destens 20 Prozent ein Pauschbetrag gewährt 
wird, die Einführung einer behinderungsbedingten 
Fahrtkostenpauschale, der Verzicht auf die zusätzlichen 
Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung eines 
Behinderten-Pauschbetrages bei einem Grad der 
Behinderung kleiner als 50 Prozent, die Anhebung des 
Pflege-Pauschbetrages von bisher 924 auf nunmehr 
1800 Euro sowie die Einführung eines Pflege-
Pauschbetrages bereits ab Pflegegrad 2.

Behindertengrad – Pauschbetrag in Euro

20 – 384

30 – 620

40 – 860

50 – 1140

60 – 1440

70 – 1780

 80 – 2120

 90 – 2480

100 – 2840
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Seit 1997 wird er jährlich im Mai 
von der Humanistischen Union und 
neun weiteren Bürgerrechtsorga-
nisationen herausgegeben – der 
Grundrechte-Report. Die aktuell 
vorliegende Ausgabe analysiert auf 
183 Druckseiten die Bedingungen, 
die 2022 das Leben bestimmten 
und auch noch immer gegenwär-
tig sind: Krieg, Klima und Krise. 
Die Auswirkungen sind täglich 
spürbar Während die Ampelregie-
rung Waffenlieferungen billigt und 
ein 100-Milliarden-Sondervermö-
gen für die Aufrüstung beschloss, 
wächst die Armut im Lande. Immer 
mehr Menschen können die Kos-
ten für Lebensmittel und Mieten 
nicht mehr aufbringen. Die Inflation 
sorgt für Verarmung, während eini-
ge wenige dadurch immer reicher 
werden. »Die soziale Spaltung hat 
auch eine grundrechtliche Dimen-
sion«, verdeutlichen die Herausge-
ber.

Die Inflation habe die Grund-
sicherung deutlich unter das 
Existenzminimum gedrückt, cha-
rakterisiert Sarah Lincoln. Die An-
wältin bei der Gesellschaft für Frei-
heitsrechte konstatiert, dass die 
Nahrungsmittel »im Herbst 2022 
sogar fast 20 Prozent teurer als im 
Jahr zuvor« waren. »Von der oh-
nehin knapp bemessenen Grund-
sicherung in Höhe von 449 Euro 
konnten sich Leistungsberechtigte 
deutlich weniger leisten als noch 
im Vorjahr. Dieser Kaufkraftverlust 
ist für Betroffene im Alltag nicht nur 
sehr belastend, sondern auch eine 
Verletzung ihres Grundrechts auf 
Gewährleistung eines menschen-
würdigen Existenzminimums«, 
formuliert die Juristin. Sie verweist 
auf eine DGB-Studie, nach der ein 
alleinstehender Leistungsberech-
tigter im Gesamtjahr 2022 etwa 
570 Euro mehr an Grundsicherung 
hätte bekommen müssen. Bei 
einem Paar mit zwei Kindern wären 
1800 Euro mehr notwendig gewe-
sen. »Bei diesen Fehlbeträgen ist 
bereits berücksichtigt, dass die 
Heizkosten vom Sozialamt geson-
dert übernommen werden«, betont 
Sarah Lincoln. Sie sieht das Grund-
recht auf ein menschenwürdiges 
Existenzminimum verletzt.

»Angesichts multipler Krisen in al-
len gesellschaftlichen Bereichen 
gewinnt der Arbeitskampf wieder 

Die Spaltung nimmt zu
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Grundrechte-Report 2023

an Bedeutung«, schreiben Pascal 
Annerfelt und Lea Welsch in ihrem 
Beitrag über das »Streikrecht in der 
Krise«. Die beiden Juristen sehen 
den Streik als »ein kollektives Ab-
wehrrecht gegen die Zumutungen 
des Kapitalismus, aber auch für ein 
demokratisches Mitbestimmungs-
recht an sich«. Gleichzeitig kritisie-
ren sie, dass die Bundesregierung 
»keine wirksamen Maßnahmen 
gegen die drohende soziale Vere-
lendung größer Bevölkerungsteile« 
ergreift und »auch die strukturelle 
Unterfinanzierung in allen Be-
reichen der Daseinsfürsorge« nicht 
anpackt. Pascal Annerfelt und Lea 
Welsch verdeutlichen, dass die un-
ter der Leitung von Bundeskanzler 
Olaf Scholz tagende Konzertierte 
Aktion die gewerkschaftliche Hand-
lungsmacht faktisch begrenze, die 
für einen Streik notwendig wäre.

Die beiden Autoren weisen in ihrem 
Text daraufhin, dass politische Be-
wegungen erstarken, die sich den 
Streikbegriff zu eigen machen. So 
beispielsweise unter den prekär 
Beschäftigten, die sich organi-
sieren, um bessere Arbeitsbedin-
gungen zu erreichen. Dies stellt die 
Rechtsprechung in Frage, nach der 
ein Streik zwingend von einer Ge-
werkschaft getragen werde müsse. 
Und laut eines Berliner Amtsge-
richtsurteils vom 7. März 2022 (Az. 
19 Ca 10127/21) ist keineswegs von 
vornherein klar, dass wilde Streiks 
rechtswidrig sind.

»Auch wenn zu befürchten ist, dass 
diese Rechtsprechung in den nach-
folgenden Instanzen kassiert wird, 
so befeuert sie, in Zeiten sozialer 
Unsicherheit und voranschreiten-
der gesamt-gesellschaftlicher Pre-
karisierung, dennoch eine Debatte 
über die Rückeroberung und Aus-
weitung von Streiks als Mittel zur 
Ausübung politischen Drucks durch 
die lohnabhängige Bevölkerung. 
Wie weit dieser rechtspolitische 
Hoffnungsschimmer reichen wird, 
muss sich aber gerade angesichts 
weiterhin zu erwartender Angriffe 
auf das Streikrecht noch zeigen. Es 
geht ums Ganze!«, verdeutlichen 
die Juristen.

Mit der erforderlichen Zwei-Drit-
tel-Mehrheit beschloss der Bun-
destag am 3. Juni 2022 die Ände-
rung des Grundgesetzartikels 87a. 

Damit war das milliardenschwere 
Sondervermögen für die Bundes-
wehraufrüstung besiegelt. Doch 
»diese Verfassungsänderung 
widerspricht dem Friedensgebot 
des Grundgesetzes, das in dem 
Artikel 1 Absätze 1, 24, 25 und 26 
sowie in der Präambel des Grund-
gesetzes verankert ist«, stellt Dr. 
Andreas Engelmann klar. Der Jurist 
weist darauf hin, dass »die anti-
militärische und defensive Grund-
haltung, die im Grundgesetz zum 
Ausdruck kommt, (…) in den letz-
ten Jahrzehnten zurückgedrängt 
und durch eine militärpolitische 

Herbert Schadewald

Agenda ersetzt worden (sei), die 
verfassungsrechtlich ohne Grund-
lage ist«. Dann zählt er die aktiven 
Kriegseinsätze der Bundeswehr 
seit 1993 auf. »Ob es sich bei der 
NATO um ein ›System kollektiver 
Sicherheit‹ im Sinne des Artikels 
24 GG handelt, das Bündnispflich-
ten erlauben würde, ist trotz der 
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes vom 12. Juli 1994 
(Out-of-area) mehr als fraglich«, 
formuliert Dr. Andreas Engelmann. 
Für ihn ist »die NATO zur Friedens-
sicherung weder besonders ge-
neigt noch geeignet«.
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In einer Stellungnahme an die me-
dienpolitischen SprecherInnen des 
Berliner Abgeordnetenhauses ha-
ben sich ver.di und der DGB zum 
Entwurf für einen neuen Rund-
funkstaatsvertrag positioniert. Die 
Gewerkschaften begrüßen, dass 
mit dem Entwurf die Transparenz 
und die Qualität der Gremienauf-
sicht verbessert werden sollen. 
Die Politik reagiert damit sichtbar 
auf die Unregelmäßigkeiten, durch 
die der rbb in den letzten Jahren 
in eine massive Krise geraten ist. 
Ausdrücklich würdigen die Gewerk-
schaften, dass die Mitbestimmung 
des Personalrats auf die arbeit-
nehmerähnlichen MitarbeiterInnen 
ausgeweitet wird.
»Wir begrüßen die Erweiterung bei 
der Mitbestimmung. Allerding bleibt 
der Staatsvertrag bei der Beteili-
gung der Belegschaft auf halbem 
Weg stehen. Die Mitarbeitenden 
müssen ebenfalls in den Aufsichts-
gremien stärker beteiligt werden. 
Darüber hinaus muss die Finanzie-
rung des rbb ausreichend garan-
tiert werden, wenn jetzt neue per-
sonelle und regionale Strukturen 
geschaffen werden sollen«, erklärt 
Andrea Kühnemann, Landesleiterin 
von ver.di Berlin-Brandenburg.
ver.di und DGB kritisieren darüber 
hinaus die Verlagerung von Einstel-
lungen programmgestaltender Mit-
arbeitender hin zur Intendantin und 
eine Tendenz zu Eingriffen in Pro-
gramm- und Rundfunkfreiheit, die 
auf gesetzlicher Ebene zu weit ge-
hen. Auch die Ausweitung der Haf-
tungsregeln für die Mitglieder der 
Aufsichtsgremien in der geplanten 
Form wird von den Gewerkschaften 
kritisch gesehen.
»Der neue rbb-Staatsvertrag ist 
stark von den Erfahrungen der Kri-
se geprägt. Zuständigkeiten und 

Nicht völlig unkritisch

Entwurf des Rundfunkstaatsvertrages
Verantwortlichkeiten  von Rund-
funkrat und Verwaltungsrat werden 
nun genauer festgelegt. Das ist gut. 
Allerdings ufert die Haftungsidee 
für Rundfunkräte zu sehr aus. Der 
Wunsch nach Professionalisierung 
der Gremien ist berechtigt, muss 
aber in Ausgleich gebracht werden 
mit dem Umstand, dass die Funk-
tionen immer noch ehrenamtlich 
ausgeübt werden«, so Katja Kar-
ger, Vorsitzende des DGB Ber-
lin-Brandenburg.
Deutlich kritisieren ver.di und DGB, 
dass der Rundfunkstaatsvertrag 
ohne vorherige Beteiligung der Ver-
bände abgeschlossen werden soll.
   ver.di

Kriegsbilder
Bilder sagen oft mehr als tausend 
Worte. Und in der Erinnerung an 
den Zweiten Weltkrieg spielen Fo-
tografien eine zentrale Rolle. 

Deshalb eröffnete das Museum 
Berlin-Karlshorst eine Fotoaus-
stellung, die noch bis zum 17. 
Dezember zu sehen ist. Denn die 
Besatzungsmacht beging beispiel-
lose Verbrechen an sowjetischen 
Kriegsgefangenen und der Zivilbe-
völkerung. 

Neben den Fotos der professio-
nellen Bildberichterstatter gibt es 
auch eine breite Überlieferung an 
Amateuraufnahmen. Dazu zählen 
ebenfalls die Farbfotos des Wehr-
machtarztes Albert Dieckmann 
(1896-1982), die erstmals in dieser 
Exposition gezeigt werden. 

Der Eintritt zur Fotoausstellung ist 
kostenlos.

Die nächste Ausgabe der Querköppe erscheint 
erst 2024. Vorher ist Weihnachten, Silvester, 
Neujahr. Wir wünschen Euch jetzt schon eine 
gute Zeit und ein friedliches, gesundes und 
fröhliches neues Jahr. Lasst den Mut nicht 
sinken! DieQuerköppeEure Redaktion


